
3 
 

Politikbereich 2 Soziale Sicherheit 
Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG), SR 
831.40 

Art. 97 Vollzug 

1bis Der Bundesrat erlässt Vorschriften über die Durchführung von Erhebungen und die 
Veröffentlichung von Informationen, die der Kontrolle über die Anwendung sowie der Evaluation über 
die Wirkung dieses Gesetzes dienen. Dabei sind insbesondere die Organisation und die Finanzierung 
der Vorsorgeeinrichtungen, die Leistungen und deren Empfänger sowie der Beitrag der beruflichen 
Vorsorge an die Fortsetzung der gewohnten Lebenshaltung zu analysieren. 

Bundesgesetz über die Förderung von preisgünstigem Wohnraum 
(Wohnraumförderungsgesetz, WFG), SR 842 

Art. 41 Förderung der Forschung 
1 Das Bundesamt kann im Rahmen der bewilligten Kredite die Forschung im Bereich des Wohnungs-
wesens fördern. Diese soll insbesondere dazu dienen, die Markttransparenz zu erhöhen sowie Grund-
lagen für eine Verbesserung des Wohnraumangebots und des Wohnumfelds zu erarbeiten. 

2 Das Bundesamt kann: 

a. geeigneten Institutionen und Fachleuten Studienaufträge erteilen; 

b. sich finanziell an Forschungsprojekten beteiligen; 

c. exemplarische Projekte mit innovativem und nachhaltigem Charakter fördern. 

3 Es kann mit internationalen Organisationen zusammenarbeiten. 

Art. 48 Evaluation 

Der Bundesrat sorgt für die wissenschaftliche Evaluation der Massnahmen nach diesem Gesetz. Das 
WBF [Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung] erstattet nach Abschluss 
der Evaluation dem Bundesrat Bericht und unterbreitet Vorschläge für das weitere Vorgehen. 

Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (IVG), SR 831.20 

Art. 68 Wissenschaftliche Auswertungen 

1 Der Bund erstellt wissenschaftliche Auswertungen über die Umsetzung dieses Gesetzes oder lässt 
solche Auswertungen erstellen, um: 

a. dessen Anwendung zu überwachen und zu evaluieren; 

b. dessen Vollzug zu verbessern; 

c. dessen Wirksamkeit zu fördern; 

d. Gesetzesanpassungen vorzuschlagen. 
2 Die Versicherung vergütet dem Bund die Kosten, die sich aus der Erfüllung der Aufgaben nach 
Absatz 1 ergeben. 
  

http://www.admin.ch/ch/d/sr/831_40
http://www.admin.ch/ch/d/sr/831_40
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1983/797_797_797/de#art_97
http://www.admin.ch/ch/d/sr/842
http://www.admin.ch/ch/d/sr/842
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/423/de#art_41
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/423/de#art_48
http://www.admin.ch/ch/d/sr/831_20
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1959/827_857_845/de#art_68
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Art. 68quater1 Pilotversuche 
1 Das BSV kann zum Zweck der Eingliederung befristete Pilotversuche bewilligen, die von den 
Bestimmungen dieses Gesetzes abweichen können2. Es hört vorgängig die Eidgenössische 
Kommission für die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung an. 

2 Es kann die Bewilligung für Pilotversuche, die sich bewährt haben, um höchstens vier Jahre 
verlängern. 

3 Für die Finanzierung können Mittel der Versicherung herangezogen werden. 

-------------------------------------------------------------------------------- 

1 Eingefügt durch Ziff. I des BG vom 21. März 2003 (4. IV-Revision) (AS 2003 3837; BBl 2001 3205). Fassung 

gemäss Ziff. I des BG vom 6. Okt. 2006 (5. IV-Revision), in Kraft seit 1. Juli 2007 (AS 2007 5129; BBl 2005 4459). 

2 Berichtigt von der Redaktionskommission der BVers (Art. 58 Abs. 1 ParlG - SR 171.10). 

Verordnung über die Invalidenversicherung (IVV), SR 831.201 

Art. 981 Pilotversuche 
1 Das BSV hat im Rahmen der Durchführung von Pilotversuchen nach Artikel 68quater IVG folgende 
Aufgaben: 

a. Es regelt auf dem Verordnungsweg die Kriterien für die Eingaben sowie für die Umsetzung der 
Pilotversuche. 

b. Es entscheidet über die Durchführung von Pilotversuchen. 

c. Es sorgt für die Koordination zwischen den Pilotversuchen nach dem IVG sowie zwischen diesen 
und den Pilotversuchen nach dem Behindertengleichstellungsgesetz vom 13. Dezember 20022 
und dem Arbeitslosenversicherungsgesetz vom 25. Juni 19823. 

d. Es überwacht die Evaluation der Pilotversuche. 

2 Die Pilotversuche dürfen die gesetzlichen Ansprüche der Leistungsempfänger nicht beeinträchtigen. 

-------------------------------------------------------------------------------- 

1 Ursprünglich unter dem 8. Abschn. Aufgehoben durch Ziff. I der V vom 1. Juli 1987 (AS 1987 1088). Fassung 

gemäss Ziff. I der V vom 28. Sept. 2007, in Kraft seit 1. Jan. 2008 (AS 2007 5155). 

2 SR 151.3 

3 SR 837.0 

Verordnung des BSV über Pilotversuche nach dem Bundesgesetz über die 
Invalidenversicherung, SR 831.201.7 

Art. 6 Evaluation 
1 Die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller hat die Ergebnisse des Pilotversuchs in einer Evaluation 
auszuwerten. 

2 Das BSV prüft die Evaluation. Es kann Fachleute beiziehen. 
  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1959/827_857_845/de#art_68_quater
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2003/560/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2001/617/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2007/722/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2005/719/de
http://www.admin.ch/ch/d/sr/831.201
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1961/29_29_29/de#art_98
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19610003/index.html#fn-#a98-2
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19610003/index.html#fn-#a98-3
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/1987/1088_1088_1088/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2007/723/de
http://www.admin.ch/ch/d/sr/c151_3.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/c837_0.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/831.201.7
http://www.admin.ch/ch/d/sr/831.201.7
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2008/399/de#art_6
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Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung, SR 861 

Art. 8  

Die Auswirkung dieses Gesetzes wird regelmässig evaluiert. 

 

Verordnung über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung, SR 861.1 

Art. 16 Evaluation 
1 Das BSV sorgt für eine regelmässige Evaluation der Auswirkungen der Finanzhilfen. Es kann zur 
Erfüllung dieser Aufgabe aussenstehende Fachleute beiziehen. 

2 Die Empfänger von Finanzhilfen haben für die statistische Erfassung ihrer Leistungen zu sorgen und 
diese regelmässig dem BSV einzureichen. Dieses erstellt die entsprechenden Formulare. 

 

Bundesgesetz über die Förderung der ausserschulischen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 
(Kinder- und Jugendförderungsgesetz, KJFG), SR 446.1  

Art. 24 Evaluation 

Das BSV überprüft die im Rahmen dieses Gesetzes gewährten Finanzhilfen und getroffenen 
Massnahmen regelmässig auf ihre Zweckmässigkeit, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit. 

 

Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG), SR 832.10 

Art. 231 Statistiken2 
1 Das Bundesamt für Statistik erarbeitet die notwendigen statistischen Grundlagen zur Beurteilung von 
Funktions- und Wirkungsweise dieses Gesetzes. Es erhebt zu diesem Zweck bei den Versicherern, 
den Leistungserbringern und der Bevölkerung die notwendigen Daten. 

2 Die befragten natürlichen und juristischen Personen sind zur Auskunft verpflichtet. Die Informationen 
sind kostenlos zur Verfügung zu stellen. 

3 Das Bearbeiten von Daten zu statistischen Zwecken erfolgt nach dem Bundesstatistikgesetz vom 9. 
Oktober 19923. 

Art. 32 Voraussetzungen 
1 Die Leistungen nach den Artikeln 25–31 müssen wirksam, zweckmässig und wirtschaftlich sein. Die 
Wirksamkeit muss nach wissenschaftlichen Methoden nachgewiesen sein. 

2 Die Wirksamkeit, die Zweckmässigkeit und die Wirtschaftlichkeit der Leistungen werden periodisch 
überprüft. 

 

Verordnung über die Krankenversicherung (KVV), SR 832.102 

Art. 32 Wirkungsanalyse 
1 Das BAG führt in Zusammenarbeit mit den Versicherern, Leistungserbringern und Kantonen sowie 
Vertretern der Wissenschaft wissenschaftliche Untersuchungen über die Durchführung und die 
Wirkungen des Gesetzes durch. 

http://www.admin.ch/ch/d/sr/861
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/31/de#art_8
http://www.admin.ch/ch/d/sr/861.1
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/316/de#art_16
http://www.admin.ch/ch/d/sr/446.1
http://www.admin.ch/ch/d/sr/446.1
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2012/698/de#art_24
http://www.admin.ch/ch/d/sr/832.10
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328/de#art_23
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328/de#fn-d8e1748
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328/de#art_23
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328/de#fn-d8e1767
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328/de#fn-d8e1797
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328/de#art_32
http://www.admin.ch/ch/d/sr/832.102
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/3867_3867_3867/de#art_32
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2 Diese Untersuchungen haben den Einfluss des Gesetzes auf die Situation und das Verhalten der 
Versicherten, der Leistungserbringer und der Versicherer zum Gegenstand. Insbesondere ist zu 
untersuchen, ob die Qualität und Wirtschaftlichkeit der Grundversorgung gewährleistet ist und die 
sozial- und wettbewerbspolitischen Zielsetzungen des Gesetzes erreicht werden. 

3 Das BAG kann für die Durchführung der Untersuchungen wissenschaftliche Institute beiziehen und 
Expertengruppen einsetzen. 

 

Verordnung über den Risikoausgleich in der Krankenversicherung (VORA), SR 832.112.1 

9. Abschnitt: Wirkungsanalyse 

Art. 29 
1 Das BAG führt eine begleitende wissenschaftliche Untersuchung durch. Zu untersuchen sind 
namentlich die Wirkungen des Risikoausgleichs auf: 

a.  die Anreize zur Risikoselektion; 

b.  die Unter- oder Überkompensation von bestimmten Gruppen; 

c.  die Prämien der Versicherer. 

2 Das BAG bestimmt die technischen Einzelheiten der Untersuchung. Für die Erhebungsarbeiten und 
die Auswertung der Ergebnisse kann es ein wissenschaftliches Institut beiziehen. 

 

Bundesgesetz über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die 
Insolvenzentschädigung (Arbeitslosenversicherungsgesetz, AVIG), SR 837.0 

Art. 59a1 Evaluation der Bedürfnisse und Erfahrungen2 

Die Ausgleichsstelle sorgt in Zusammenarbeit mit den zuständigen Amtsstellen dafür, dass:3 

a.4 der Bedarf an arbeitsmarktlichen Massnahmen systematisch analysiert wird, insbesondere in 
Bezug auf ihre geschlechtsspezifischen Auswirkungen und die Auswirkungen auf die Integration 
der Ausländer; 

b. der Erfolg der geförderten Massnahmen kontrolliert und bei der Vorbereitung und Durchführung 
weiterer Massnahmen berücksichtigt wird; 

c.5 die im In- und Ausland gesammelten Erfahrungen ausgewertet und den für die Durchführung 
zuständigen Amtsstellen entsprechende konkrete Massnahmen empfohlen werden; im 
Vordergrund stehen Massnahmen zur Förderung von:  

1. jugendlichen und weiblichen Arbeitslosen, 

2. Versicherten, die aufgrund ihres Migrationshintergrunds, ihrer Berufsbildung, ihres Alters oder 
anderer Merkmale ein hohes Risiko tragen, langzeitarbeitslos zu werden, 

3. Versicherten, die schon lange arbeitslos sind. 

-------------------------------------------------------------------------------- 

1 Eingefügt durch Ziff. I des BG vom 23. Juni 1995, in Kraft seit 1. Jan. 1996 (AS 1996 273; BBl 1994 I 340). 

2 Fassung gemäss Ziff. I des BG vom 22. März 2002, in Kraft seit 1. Juli 2003 (AS 2003 1728; BBl 2001 2245). 

3 Fassung gemäss Ziff. I des BG vom 22. März 2002, in Kraft seit 1. Juli 2003 (AS 2003 1728; BBl 2001 2245). 

http://www.admin.ch/ch/d/sr/832.112.1
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2016/674/de#sec_9
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2016/674/de#art_29
http://www.admin.ch/ch/d/sr/837.0
http://www.admin.ch/ch/d/sr/837.0
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1982/2184_2184_2184/de#art_59_a
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/1996/273_273_273/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/1994/1_340_340_/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2003/260/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2001/493/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2003/260/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2001/493/de
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4 Fassung gemäss Anhang Ziff. 6 des BG vom 16. Dez. 2016 (Integration), in Kraft seit 1. Jan. 2019 

(AS 2017 6521, 2018 3171; BBl 2013 2397, 2016 2821). 

5 Fassung gemäss Anhang Ziff. 6 des BG vom 16. Dez. 2016 (Integration), in Kraft seit 1. Jan. 2019 

(AS 2017 6521, 2018 3171; BBl 2013 2397, 2016 2821). 

Art. 73 Beiträge zur Förderung der Arbeitsmarktforschung 
1 Die Versicherung kann im Hinblick auf die Schaffung eines ausgeglichenen Arbeitsmarktes die 
angewandte Arbeitsmarktforschung durch Beiträge fördern. 

2 Über Beiträge entscheidet die Aufsichtskommission. Solche Beiträge betragen 20–50 Prozent der 
anrechenbaren Kosten. Der Bundesrat bestimmt die anrechenbaren Kosten1.  

3 Die Ausgleichsstelle kann mit Zustimmung der Aufsichtskommission selber Forschungsaufträge 
erteilen. Sie deckt die vollen Kosten, soweit sie nicht mit andern Stellen die Kostenteilung vereinbart 
hat2.  

-------------------------------------------------------------------------------- 

1 Fassung gemäss Ziff. I des BG vom 22. März 2002, in Kraft seit 1. Juli 2003 (AS 2003 1728; BBl 2001 2245). 

2 Eingefügt durch Ziff. I des BG vom 22. März 2002, in Kraft seit 1. Juli 2003 (AS 2003 1728; BBl 2001 2245). 

Art. 73a1 Evaluation 

Die Ausgleichsstelle sorgt nach Rücksprache mit der Aufsichtskommission dafür, dass die Mass-
nahmen der Versicherung auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Wichtige Evaluationsergebnisse 
werden dem Bundesrat zur Kenntnis gebracht und veröffentlicht. 

-------------------------------------------------------------------------------- 

1 Eingefügt durch Ziff. I des BG vom 22. März 2002, in Kraft seit 1. Juli 2003 (AS 2003 1728; BBl 2001 2245). 

 

Verordnung über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung 
(Arbeitslosenversicherungsverordnung, AVIV), SR 837.02 

Art. 122b1 Vereinbarung mit den Trägern der Arbeitslosenkassen 

(Art. 92 Abs. 6 AVIG) 

2 Das WBF [Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung] kann die 
Ausarbeitung der Vereinbarung sowie die Evaluation der erreichten Wirkungen einer durch die 
Ausgleichsstelle geleiteten Kommission übertragen, in welcher die Kassen vertreten sind. 

Bundesgesetz über die Landwirtschaft (Landwirtschaftsgesetz, LwG), SR 910.1 

Art. 185 Vollzugsdaten, Monitoring und Evaluation1 
1 Zur Beschaffung der für den Vollzug des Gesetzes und die Wirkungskontrolle unerlässlichen 
Grundlagen erhebt und registriert der Bund sowohl auf sektoraler als auch auf einzelbetrieblicher 
Ebene Daten: 

(…) 

b. zur Beurteilung der wirtschaftlichen Lage der Landwirtschaft; 

(…) 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2017/718/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2018/509/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2013/416/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2016/524/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2017/718/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2018/509/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2013/416/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2016/524/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1982/2184_2184_2184/de#art_73
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1982/2184_2184_2184/de#fnbck-d8e6729
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2003/260/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2001/493/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1982/2184_2184_2184/de#fnbck-d8e6748
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2003/260/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2001/493/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1982/2184_2184_2184/de#art_73_a
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2003/260/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2001/493/de
http://www.admin.ch/ch/d/sr/837.02
http://www.admin.ch/ch/d/sr/837.02
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1983/1205_1205_1205/de#art_122_b
http://www.admin.ch/ch/d/sr/910.1
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1998/3033_3033_3033/de#art_185
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1bis Er führt ein Monitoring durch bezüglich der ökonomischen, ökologischen und sozialen Lage der 
Landwirtschaft sowie der von der Landwirtschaft erbrachten gemeinwirtschaftlichen Leistungen.2 

1ter Er evaluiert die Wirksamkeit der Massnahmen dieses Gesetzes.3 

-------------------------------------------------------------------------------- 

1 Fassung gemäss Ziff. I des BG vom 22. März 2013, in Kraft seit 1. Jan. 2014 (AS 2013 3463 3863; BBl 2012 

2075). 

2 Eingefügt durch Ziff. I des BG vom 22. März 2013, in Kraft seit 1. Jan. 2014 (AS 2013 3463 3863; BBl 2012 

2075) . 

3 Eingefügt durch Ziff. I des BG vom 22. März 2013, in Kraft seit 1. Jan. 2014 (AS 2013 3463 3863; BBl 2012 
2075) . 

Asylgesetz (AsylG), SR 142.31 
Art. 91 Weitere Beiträge 
7 Er [der Bund] kann im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit nach Artikel 113 Beiträge an die 
Trägerschaft von international ausgerichteten Projekten oder an international tätige Organisationen 
ausrichten. 

Art. 95 Aufsicht 
1 Der Bund überprüft die subventionsrechtlich korrekte Verwendung, die Wirksamkeit und die 
vorschriftsgemässe Abrechnung der Bundesbeiträge. Er kann mit dieser Aufgabe auch Dritte 
beauftragen und die kantonalen Finanzkontrollen zur Unterstützung beiziehen. 

 

 

 
 
  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2013/646/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2013/710/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2012/356/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2012/356/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2013/646/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2013/710/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2012/356/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2012/356/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2013/646/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2013/710/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2012/356/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2012/356/de
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19995092/index.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/de#art_91
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/de#art_95
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